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VERORDNUNG (EG) Nr. 3287/94 DES RATES

vom 22 . Dezember 1994

über Kontrollen vor dem Versand bei Ausfuhren aus der Gemeinschaft

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION — Im Hinblick auf die Aufrechterhaltung einheitlicher
Grundsätze der Ausfuhrpolitik der Gemeinschaft ist es
erforderlich, daß die Tätigkeiten der Vorversandkontroll­
stellen einheitlich geregelt werden.

Es spricht viel dafür, die Verfahren so weit wie möglich
zu vereinfachen, insbesondere was die Überprüfung der
Preise betrifft . Das WTO-Übereinkommen sieht jedoch
keine Ausnahmen vor, so daß Ausnahmen nur im Einver­
nehmen mit der Vorversandkontrollstelle gemacht werden
können.

Zur Beilegung von Streitigkeiten zwischen den Ausfüh­
rern und den Vorversandkontrollstellen sollte ein schnel­
les und effizientes Verfahren eingeführt werden; ein der­
artiges Verfahren ist im WTO-Übereinkommen vorgese­
hen.

Streitigkeiten hinsichtlich der Nichteinhaltung der Bestim­
mungen beziehungsweise der Nichtbeachtung der Verfah­
ren durch Vorversandkontrollstellen sollten mit den
Drittländern, die die Dienste solcher Stellen in Anspruch
nehmen, im Einklang mit den einschlägigen Verfahren der
Gemeinschaft und der WTO beigelegt werden.

Artikel 3 Absatz 3 des WTO-Übereinkommens sieht
technische Hilfe für Drittländer vor —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 113,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (*),

in Erwägung nachstehender Gründe:

Mehrere Entwicklungsländer haben Programme zur
Durchführung sogenannter Vorversandkontrollen einge­
führt, mit denen eine angemessene Zuteilung knapper
Devisen an die Einführer sichergestellt und Praktiken wie
Über- oder Unterfakturierung und Betrug bekämpft wer­
den sollen . Diese Entwicklungsländer haben Privatunter­
nehmen mit dieser Aufgabe betraut, die eine Überprüfung
der Qualität und des Preises der für die Ausfuhr in das
Gebiet dieser Länder bestimmten Waren umfaßt.

Die Gemeinschaft erkennt das Recht der Entwicklungs­
länder auf Durchführung von Vorversandkontrollen an .
Vorversandkontrollen können jedoch zu einer unzulässi­
gen Beeinträchtigung des zwischen den Vertragsparteien
frei vereinbarten Preises und zu anderen Praktiken füh­
ren, die unnötige Handelshemmnisse verursachen. Des­
halb sollten entsprechende Anstrengungen durch Zusam­
menarbeit und technische Hilfe unternommen werden,
um die Notwendigkeit der Vorversandkontrollen zu ver­
ringern .

Im Rahmen der am 15 . April 1994 in Marrakesch
(Marokko) unterzeichneten Schlußakte der Uruguay­
Runde wurde zwischen den Mitgliedern der Welthandels­
organisation ein Übereinkommen über Kontrollen vor
dem Versand („WTO-Übereinkommen") geschlossen; die­
ses Übereinkommen wurde genehmigt und muß in der
Gemeinschaft umgesetzt werden.

Die Rechtsvorschriften der Gemeinschaft bieten den Aus­
führern in der Tat zusätzliche Gewähr, daß die Tätigkei­
ten im Rahmen der Vorversandkontrolle im Einklang mit
den Bestimmungen des WTO-Übereinkommens ausgeübt
werden und somit kein Handelshemmnis darstellen .

Zu diesem Zweck sollten die innerhalb der Gemeinschaft
im Rahmen der Vorversandkontrolle ausgeübten Tätig­
keiten bestimmten Bedingungen unterworfen werden.

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Diese Verordnung gilt für die Tätigkeiten, die im Zollge­
biet der Europäischen Gemeinschaft von Vorversandkon­
trollstellen ausgeübt werden, die im Auftrag einer Regie­
rung oder öffentlicher Behörden von Drittländern die
Qualität, die Menge und den Preis einschließlich der
Wechselkurse und der finanziellen Bedingungen von
Waren überprüfen, die für die Ausfuhr in das Gebiet
dieser Drittländer bestimmt sind (Programme für Vorver­
sandkontrollen).

Artikel 2

( 1 ) Die Tätigkeiten der Vorversandkontrollstellen nach
Artikel 1 unterliegen einem Verfahren der vorherigen
Notifikation unter den in dieser Verordnung festgelegten
Bedingungen.

(') Stellungnahme vom 14. Dezember 1994 (noch nicht im
Amtsblatt veröffentlicht ).
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(2 ) In ihrer Notifikation teilen die Vorversandkontroll­
stellen der Kommission mit Ausnahme ihrer Vergütung
alle Bestimmungen der Verträge mit, die mit den Regie­
rungen oder Behörden von Drittländern geschlossen wur­
den, in deren Auftrag die Programme für Vorversandkon­
trollen eingeführt wurden. Sie notifizieren der Kommis­
sion alle nachträglichen Änderungen der Bedingungen der
Kontrollen . Ferner ist anzugeben, welche Maßnahmen sie
getroffen haben, um dieser Verordnung nachzukommen.

( 3 ) Die Kommission übermittelt den Mitgliedstaaten eine
Abschrift dieser Notifikationen.

Artikel 3

Die Notifizierung nach Artikel 2 umfaßt folgende Tätig­
keiten:

a ) physische Kontrolle der Ware vor der Ausfuhr zwecks
Überprüfung, ob die Sendung (Qualität, Menge) mit
den Bestimmungen des Vertrags übereinstimmt und
die im Einfuhrland geltenden oder international aner­
kannten Regeln und Normen eingehalten werden;

b ) Überprüfung des Preises und, soweit angebracht, des
Wechselkurses an Hand des zwischen dem Ausführer
und dem Einführer geschlossenen Vertrags, der Pro­
formarechnung und gegebenenfalls des Antrags auf
Erteilung der Einfuhrgenehmigung.

der Proformarechnung und gegebenenfalls des An­
trags auf Einfuhrgenehmigung vor. Sie teilen nach der
vorläufigen Prüfung den Ausführern unverzüglich
schriftlich die Anerkennung oder die genauen Gründe
für die Nichtanerkennung des Preises und/oder des
Wechselkurses mit.

Zur Vermeidung von Zahlungsverzögerungen senden
die Vorversandkontrollstellen den Ausführern oder
den von ihnen benannten Vertretern so rasch wie
möglich einen Schlußbericht über die Feststellungen
zu. Sie berichtigen etwaige Fehler im Schlußbericht
über die Feststellungen und übermitteln die berichtig­
ten Angaben den betreffenden Parteien so rasch wie
möglich.

b ) Die Vorversandkontrollen werden auf nichtdiskrimi­
nierende Weise durchgeführt, und die bei der Durch­
führung dieser Tätigkeiten verwendeten Verfahren
und Kriterien sollen objektiv sein und unter gleichen
Bedingungen auf alle betroffenen Ausführer ange­
wandt werden.

c ) Die Vorversandkontrollstellen verlangen von den Aus­
führern keine Informationen betreffend:

i ) Fertigungsdaten im Zusammenhang mit paten­
tierten, lizenzierten oder geheimen Verfahren
oder Verfahren, für welche ein Patent angemeldet
ist;

ii ) unveröffentlichte technische Daten oder andere
als für den Nachweis der Übereinstimmung mit
technischen Vorschriften oder Normen notwen­
dige Daten;

iii ) die interne Preisbildung einschließlich der Her­
stellungskosten;

iv ) die Gewinnspannen;

v) die Bedingungen der Verträge zwischen den Aus­
führern und ihren Lieferanten, außer wenn es der
Vorversandkontrollstelle nicht anders möglich
ist, die Kontrolle durchzuführen. ( In solchen Fäl­
len verlangt die Kontrollstelle nur die für diesen
Zweck erforderlichen Auskünfte .)
Die Vorversandkontrollstellen behandeln die von
den Ausführern erteilten Informationen insoweit
als vertrauliche Geschäftsinformationen, als diese
nicht schon veröffentlicht, dritten Parteien bereits
allgemein zugänglich oder auf andere Weise in
der Öffentlichkeit bekannt sind . Diese vertrauli­
chen Geschäftsinformationen werden den Regie­
rungen, die die Vorversandkontrollstelle vertrag­
lich verpflichtet oder beauftragt haben, nur inso­
weit mitgeteilt, als solche Informationen für Kre­
ditbriefe, andere Zahlungsformen oder für Zoll­
zwecke, Einfuhrlizenzverfahren und Devisenkon­
trollen üblicherweise notwendig sind .

d ) Die Vorversandkontrollstellen führen Verfahren für
die Entgegennahme und Prüfung der von Ausführern
eingelegten Beschwerden sowie für die Entscheidung
hierüber ein . Diese Verfahren werden in Überein­
stimmung mit den folgenden Leitlinien entwickelt
und beibehalten :

Artikel 4

Die Vorversandkontrollstellen halten bei der Ausübung
ihrer Tätigkeiten folgende Bestimmungen ein:

a ) Vor jeder Kontrolle unterrichtet die Vorversandkon­
trollstelle den Ausführer über die Modalitäten der
Kontrolle und die Kriterien, die dabei angewandt
werden sollen .

Die Vorversandkontrollstellen führen die geeigneten
Kontrollen innerhalb einer Frist durch, die keine
unvertretbaren Verzögerungen verursacht. Sie erstellen
nach Erhalt der letzten Unterlagen und dem Abschluß
der Kontrollen innerhalb von fünf Arbeitstagen ent­
weder einen Schlußbericht über die Feststellungen
oder geben eine ausführliche schriftliche Erläuterung
der Gründe für die Nichterstellung dieses Berichts ab.
Im letzteren Fall wird den Ausführern die Gelegenheit
gegeben, ihren Standpunkt schriftlich darzulegen und,
falls sie dies beantragen, eine neue Kontrolle zum
beiderseits frühestmöglichen Termin zu vereinbaren.

Die Vorversandkontrollstellen nehmen, sofern die
Ausführer dies beantragen, vor dem Termin der physi­
schen Kontrolle eine vorläufige Prüfung der Preise
und gegebenenfalls der Wechselkurse auf der Grund­
lage des Vertrags zwischen Ausführer und Einführer,
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i ) Die Vorversandkontrollstellen bestimmen eine
oder mehrere Personen, die während der nor­
malen Bürozeit in jeder Stadt oder in jedem
Hafen, wo sie ein Verwaltungsbüro für die
Vorversandkontrolle unterhalten, Einsprüche
oder Beschwerden der Ausführer entgegenneh­
men, prüfen und darüber entscheiden;

ii ) die Ausführer übermitteln der (den ) hierfür
bestimmten Person(en ) schriftlich die das fragli­
che Geschäft betreffenden Fakten, Hinweise zur
Art ihrer Beschwerde und einen Lösungsvor­
schlag;

iii ) die hierfür bestimmten Personen prüfen wohl­
wollend die Beschwerden des Ausführers und
treffen so rasch wie möglich nach Erhalt der
unter Ziffer ii ) bezeichneten Unterlagen eine
Entscheidung.

c ) Bei der Preisprüfung nimmt die Vorversandkontroll­
stelle geeignete Berichtigungen aufgrund der Bedin­
gungen des Kaufvertrags und der allgemein für das
Geschäft geltenden Faktoren vor; diese Faktoren
umfassen unter anderem die Handelsstufe und die
Verkaufsmenge, Lieferfristen und Lieferbedingungen,
Preisstaffelungsklauseln, Qualitätsspezifikationen, spe­
zielle Entwurfsmerkmale, besondere Versand- oder
Verpackungsspezifikationen, Auftragsumfang, Kassa­
verkäufe , saisonbedingte Einflüsse, Lizenz- oder
andere Gebühren für Rechte an geistigem Eigentum
sowie Dienstleistungen, die im Rahmen des Vertrags
erbracht werden, sofern sie nicht üblicherweise
getrennt fakturiert werden; sie berücksichtigen auch
bestimmte, den Preis des Ausführers beeinflussende
Faktoren, wie die vertragliche Beziehung zwischen
Ausführer und Einführer.

d ) Die Prüfung der Transportkosten betrifft nur den für
die Beförderungsart im Ausfuhrland vereinbarten
Preis, wie im Kaufvertrag angegeben.

e ) Folgendes wird für Preisprüfungszwecke nicht heran­
gezogen:

i ) der Verkaufspreis inländischer Waren im Ein­
fuhrland;

ii ) der Preis von Ausfuhrwaren aus einem anderen
als dem Ausfuhrland;

iii ) die Produktionskosten;

iv ) willkürliche oder fiktive Preise oder Werte .

Artikel 5

Artikel 6

Halten die Vorversandkontrollstellen aufgrund ihrer Ver­
pflichtungen gegenüber der Regierung oder einer Behörde
eines Drittlandes die in den Artikeln 4 und 5 dieser
Verordnung festgelegten Bestimmungen nicht ein oder
beachten nicht die in Artikel 7 festgelegten Verfahren
oder liegen andere Gründe für die Annahme vor, daß das
WTO-Übereinkommen nicht eingehalten wird, so kann
jedes geeignete Verfahren, einschließlich des Verfahrens
nach der Verordnung (EWG) Nr. 2641/84 (*) unter den
darin festgelegten Bedingungen in Anspruch genommen
werden.

Die Vorversandkontrollstellen halten bei der Ausübung
ihrer Tätigkeit in bezug auf Preisprüfungen folgende
Bestimmungen ein:

a ) Die Vorversandkontrollstelle weist einen zwischen
Ausführer und Einführer vereinbarten Vertragspreis
nur dann zurück, wenn sie nachweisen kann, daß ihre
Feststellung eines nicht zufriedenstellenden Preises auf
einem Prüfungsverfahren beruht, das den Kriterien
gemäß den Buchstaben b) bis e ) genügt.

b ) Die Vorversandkontrollstelle stützt ihren Preisver­
gleich zur Prüfung des Ausfuhrpreises auf den (die )
Preis(e ) für gleiche oder gleichartige Waren, die zur
Ausfuhr aus demselben Ausfuhrland etwa zur selben
Zeit unter konkurrierenden und vergleichbaren Ver­
kaufsbedingungen in Übereinstimmung mit den übli­
chen Handelspraktiken und nach Abzug etwaiger
Standardpreisnachlässe angeboten werden . Dieser
Vergleich stützt sich auf folgendes:

i ) nur Preise, die eine gültige Vergleichsgrundlage
bilden, sind zu verwenden, wobei die einschlägi­
gen Wirtschaftsfaktoren des Einfuhrlandes und
des (der) für den Preisvergleich herangezogenen
Landes (Länder ) zu berücksichtigen sind;

ii ) die Vorversandkontrollstelle stützt sich nicht auf
den Preis der Waren, die zur Ausfuhr in verschie­
dene Einfuhrländer angeboten werden, um für
die Sendung willkürlich den niedrigsten Preis
festzulegen;

iii ) die Vorversandkontrollstelle berücksichtigt die
besonderen in Buchstabe c ) aufgeführten Fakto­
ren;

iv ) in jeder Phase des vorstehend beschriebenen Ver­
fahrens gibt die Vorversandkontrollstelle dem
Ausführer Gelegenheit, den Preis zu erläutern .

Artikel 7

Können die Vorversandkontrollstellen und . die Ausführer
ihre Streitigkeiten nicht auf andere Art und Weise beile­
gen, so kommt frühestens zwei Arbeitstage nach Einrei­
chung der Beschwerde nach Artikel 4 Buchstabe d) nor­
malerweise folgendes Verfahren zur Anwendung:

( 1 ) ABl . Nr. L 252 vom 20 . 9 . 1984, S. 1 .
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die Bestimmungen dieser Verordnung eingehalten
haben. Das Verfahren wird ohne Verzögerungen
durchgeführt und bietet beiden Parteien die Gelegen­
heit, ihre Stellungnahmen persönlich oder schriftlich
vorzutragen.

e ) Die Entscheidungen der dreiköpfigen Sondergruppe
werden mehrheitlich getroffen. Die Entscheidung über
die Streitigkeit ergeht binnen acht Arbeitstagen nach
dem Antrag auf unabhängige Prüfung und wird den
Streitparteien mitgeteilt. Diese Frist kann von den
Streitparteien einvernehmlich verlängert werden. Die
Sondergruppe bzw. der unabhängige Handelsexperte
teilt die Kosten unter Würdigung des Sachverhalts
auf.

f) Die Entscheidung der Sondergruppe ist für die Vorver­
sandkontrollstelle und den Ausführer, die Streitpar­
teien sind, bindend.

a ) Will ein Ausführer oder eine Vorversandkontrollstelle
eine Streitigkeit anhängig machen, so befaßt er oder
sie die unabhängige Stelle gemäß Artikel 4 des WTO­
Übereinkommens und beantragt die Einsetzung einer
Sondergruppe. Die unabhängige Stelle sorgt für die
Einsetzung der Sondergruppe. Diese besteht aus drei
Mitgliedern, die so ausgewählt werden, daß unnötige
Kosten und Verzögerungen vermieden werden. Das
erste Mitglied wird von der betreffenden Vorversand­
kontrollstelle aus der Gruppe i ) der im WTO-Überein­
kommen enthaltenen Liste ausgewählt, vorausgesetzt,
daß es nicht mit dieser Stelle verbunden ist . Das
zweite Mitglied wird von dem betreffenden Ausführer
aus der Gruppe ii ) der im WTO-Übereinkommen
enthaltenen Liste ausgewählt, vorausgesetzt, daß es
nicht mit dem Ausführer verbunden ist. Das dritte
Mitglied wird von der vorgenannten unabhängigen
Stelle aus der Gruppe iii ) der im WTO-Übereinkom­
men enthaltenen Liste ausgewählt. Gegen den unab­
hängigen Handelsexperten aus der Gruppe iii ) der im
WTO-Übereinkommen enthaltenen Liste werden keine
Einwände erhoben. Artikel 8

Jeder Mitgliedstaat •

— trifft die geeigneten Maßnahmen auf nationaler Ebene
zur Durchführung dieser Verordnung und insbeson­
dere zur Erleichterung des ordnungsgemäßen Funktio­
nierens des Prüfungsverfahrens gemäß Artikel 7,

— ernennt einen Verantwortlichen für Fragen der Vor­
versandkontrolle, dessen Name und Aufgaben der
Kommission mitzuteilen sind.

b ) Der aus der Gruppe iii ) der im WTO-Übereinkommen
enthaltenen Liste ausgewählte unabhängige Handels­
experte leitet die Sondergruppe. Er trifft die notwendi­
gen Entscheidungen, um eine rasche Streitbeilegung
durch die Sondergruppe sicherzustellen, z. B. Entschei­
dungen darüber, ob der Sachverhalt eine Sitzung der
Sondergruppe erfordert, und, falls ja, wo die Sitzung
in diesem Fall unter Berücksichtigung des Orts der
Kontrolle stattfinden soll .

Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten können den
Benutzerländern auf Antrag technische Hilfe im Zusam­
menhang mit der Vorversandkontrolle leisten; diese Hilfe
soll normalerweise darauf ausgerichtet sein, die Umstände
zu beseitigen, die diese Länder dazu veranlassen, auf
Vorversandkontrollen zurückzugreifen .

c) Sofern die Streitparteien eine entsprechende Vereinba­
rung treffen, kann von der unter Buchstabe a) genann­
ten unabhängigen Stelle ein unabhängiger Handelsex­
perte aus der Gruppe iii ) der im WTO-Übereinkom­
men enthaltenen Liste ausgewählt werden, um die
betreffende Streitigkeit zu prüfen. Dieser Experte trifft
die notwendigen Entscheidungen, um eine rasche
Streitbeilegung sicherzustellen, z . B. Entscheidungen
darüber, ob der Ort der betreffenden Kontrolle
berücksichtigt werden soll .

Artikel 9

Die Kommission unterrichtet das WTO-Sekretariat über
diese Verordnung und etwaige Änderungen derselben.

d ) Gegenstand der Prüfung ist es, festzustellen, ob im
Verlauf der strittigen Kontrolle die Parteien die
Bestimmungen des WTO-Übereinkommens und somit

Artikel 1 0

Diese Verordnung tritt am 1 . Januar 1995 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Brüssel am 22. Dezember 1994 .
Im Namen des Rates

Der Präsident

H. SEEHOFER


